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Arbeitslosengelder diirfen keine Almosen sein
Altersgrenze nach Wunsch
Die Mieten nicht dem Marke dberlassen.

8. Mehr Mitbestimmung - :

" +»Ohne Gleidlberedlrfgun; keine vertraﬁcnsvélle Zusammenarbeit*

. In den Vorstinden sind die Eigentiimer odér
"" deren Beauftragte nach wie vor unter sich
Politivche Demokratie — das ist erst die halbe Sache

9. Gleiche Bild B
Der ulte m: nicht mehr
o= “Auch Erwachsene haben ein Recht auf Bildung
Das Programm fiir die kommenden Jahre
10, Bessere sausbildung
* Ausbildungssystem mit Mingeln

o Ser: Dewtscher G kachaftsbuad, Busdesvorstand, Juli 1970

Vorsarwordich: Otve Breaner; Diwck: WI-Druck, Dinddoff. Gestalrung: acon
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Wozu brauchen wir ein Aktionsprogramm?

Gewerkschaftszrbeit erschdpft sich' nicht in Tarifvertrigen. Unser iiber-
geordnetes Ziel ist eine menschlichere Gesellschaftsordnung — die Weiter-
entwidklung der Demokratie im Sinne des Grundgesetzes.

Aus diesem Grund brauchen wir Leitlinien, die iiber das ‘1 agesgeschehcn
hinausweisen. .

Das war der Anfang

1949 forderte der DGB-Griindungskongrel: die betriebliche und iiber-
betriebliche Mitbestimmung. :

" Die Uberfithrung der Schliisselindustrien in Gemeineigentum.

Soziale Gerechtigkeir durch angemessene Beteiligung aller arbeiten-
den Menschen am volkswirtsd"iftliduén Ertrag.

Einen ausreichenden Lebensunterhzlt bei Aleer,. Invalxdu:at, Krank—
heit oder Arbeitslosigkeit.

Es liegs in der Natur der Sache, da sich cinmal gefalite Beschliisse unter
dem Einfluf politischer und gesellschaftlicier Entwicklungen veriindern. '
Akzente verschieben sich. Neue Aufgaben nielden sich und andere, nahezu.
geloste, treten in den Hintergund. Deshalb wurden die Ziele des DGB ixt
den folgcnden Jahren immer wieder von neuem uberdacht -

= %
v

1968 Siariachul rur 40-Siunden-Woche *

1954 budﬂoucn die Gewerkschaften, die Nahzxele der. nachstcn Zeivin |
einem: besonderen Programm z desvorstand und
Bundesausscauf des Deutschen Gewerkschaftsbundes legten es am 1. Mai
1955 der Uffentlichkeit vor. Dma“Aktlompro;ramm war durch die Erfor- -
dcnuue des wirtschaftlichen ‘Aufschwungs geprige und wurde in: der fol- *

um Zug verwirklicht. Vor allem wurde damit der Start-
l@l mtba “die Verwirklichung der 40-Stunden-Woche, die schon
lange zu'den mdmmen mtrhduﬁhdaen erlen gehom.




— vier Wochen Mind;turliub im Jé/ihr; :
,— niedrigere Altersgrenze in der Rentenversicherung;

1963: Mitbestimmung

1963 formulierten die Gewerkschaften ihre Fernziele in einem neuen
Grundsatzprogramm. Im Mittelpunk seines umfangreichen Kataloges: die
Mitbestimmung. Auch Kulwr und Bildung werden hier so ernst genom-
men, wie unsere Zeit es verlangt.

1985: Ein neues Aktionsprogramm

Der 6. Ordentliche BundeskongreR 1962 beschlofl, auch das Aktionspro-
gramm grindlich zu iiberarbeiten, Die Gewerkschaften berichteten iiber
ihre Arbeit im Zeichen des Aktionsprogramms und schlugen ,Xnderungen®
vor. Eine achtkbpfige Redaksionskommission erarbeitete in Kontakt mit
Bundesvorstand und Bundesausschufl sieben Entwiirfe. SchlieBlich wurde in
einer Sondersitzung des Bundesausschusses am 19. Mirz 1963 in Duisburg
das neue Aktionsprogramm verabschiedet und am 23. Mirz der Uffentlich-
keit iibergeben.

Thm ist, im Gegensatz zu seinem Vorginger, eine Priambel vorangesteil.

Aus fiinf Kapiteln wurden zehn, Neu waren unter anderem die Fordé-
rungen:

— Zahlung cines 13. Monatsgehaltes; R

- = wuriflie Absicherungen ‘der sogenannten freiwilligen bctdeblidlﬁn

Sozialleistungen; )
— Vermégensbildung inLrArbeimehmerhznd durch Tarifvertrag und Maf-
1 des G g o

a

— ausreichender gesetzlicher Mieterschutz;
— Einfithrung des 10, Sdwuljahres; e
— zusitzlich bezahlter Bildungsurlaub; :

T arabhachiad: £, $.°1.3
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Am 1. Mai 1965 stand dieses Aktionsprogramm im Mittelpunke der Mai-
1965 e e Ao i M
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1969: Mithestimmung und Yerm3gensbiidung

De_r 8. Ord'entlid?e Bundeskongref im Mai 1969 in Miinchen machte
deut]l&c.hédal} jetzt die gc;rﬁksdmf[]iche Akrivitit vor allem der qualifizier-
ten Mitbestimmung in den Grofibetriehen und der Vermsgensbildung i
Arbeitnehmerhand giltenwird, mepehcus I

Visie Fortschritte verwirklicht

Seit Verabschiedung des Aktionsprogramms '65 haben die Gewerkschaf-
ten viel fiir den Arbeitnehmer erreicht. Die Lohnfortzahlung fir Arbeiter
im Krankheitsfall fiir mindestens 6 Wochen wurde gesetzlich geregelt, Jetzt
gibt es bei uns ein fortschritdiches Maschinenschutzgesetz. Die Gewerk-
schaft Nahrung — Genufl — Gaststitten vereinbarte fiir die Beschiiftigten
in der Zigarettenindustrie eine Arbeitszeit von 38%« Stunden. Damit ist
die 40-Stunden-Woche erstmals unterschritten worde.

‘Nach wi.e vor ist dieses Aktionsprogramm akruell. Es zeigt, dafl unsere
A}xfgaben in der nichsten Zeit nicht geringer und nicht weniger wichtig
sein werden als bisher.



Die Forderungen des Aktionsprogramms von 1969:

1. Kiirzere Arbeitszeit

Der Adtstundentag und die 5-Tage-Woche mit vollem Lohn- und Ge-
haltsausgleich sind allgemein zu verwirklichen. .

Auch bei Schichtarbeit diirfen Arbeitnehmer hichstens 8 Stunden viglich
und 40 Stunden wodhentlich titig sein. .

Die freien Tage miissen aufeinander folgen und mglichst viele Sonntage
arbeitsfrei bleiben. Die Bestimmungen iiber Sonntagsarbeit sind zu ver-
bessern. .

Eine alte Forderung

Schon vor 1933 stzad die 40-Stunden-Woche auf dem Programm des
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. Als die deutschen Gewerk-
schafren durch die Nazis zerschlagen waren, wurde dieser Programmpunkt
in anderen freien Lindern verwirklicht, 1936 fithrten Frankreich und Neu-
seeland die 4G-Stunden-Woche gesetzlich ein. Zwei Jahre spiiter folgten die
USA mit einer anderthalbfachen Bezahlung fiir dariiher hinaus geleistete
Uberstunden, 1948 wurde in Australien die 40-Stunden-Woche Gesetz, und

Kanada verwicklichte sie bis 1955 in der Industrie. Deutschland jst also in -

diesem Punkrt durdr Nationalsozialismus, Krieg, und Kriegsfolgen schwer
zuriickgeworfen worden."

1955 wurde bei uns die 40-Stunden-Woche enérgisch angesteuert. In
langfristigen “Tarifvertrigen erreichten die Gewerkschiften.bis 1968 eine
Verkiirzung der tariflichen Arbeitszeit auf durchschnittlich 41,5 Stunden,
Natiirlich hing das Tempo der Arbeitszeitverkiirzung u.a, vom Arbeits-
markt ab. 1965 sank die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit nur
um 0,3 auf 42,7 Stunden, 1966 um durchschnittlich 0,5 Stunden, und im
Jahre 1967 konnten wochentlich 0,6 Stunden gewonnen werden. Fiir etwa
40 vH der Arbeitnehmer im grafischen Gewerbe, in der Schuhindustrie,
der Margarinefabrikation, in den Ulmihlen, in der Hohlglasherstellung

,und im Bergbau ist sei die 40-Stunden-Woche Wirklichkeit geworden,
® “am 1.1.1967 in der allgemeinen Metallindus?rie und in der chemischen
Industrie ab 31. 12 19€9.

In der Zigaretsenindustrie endet die Spdtschicht ab 1. 1. 1970 .30 Minuten

friiher als Bisher. Dadurch kommen Wechselschidhtler auf eine wichentliche

js]
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Arbeitszeit von 38 Stunden und 45 Minuten. Einschlieflich der zusitzlichea
Kurzpausen von 2 X 10 Minuten tiglich sind es sogar nur 37 Stunden und
5 Minuten!

Die propagandistisch breitgetretene Behauptung, Arbeitszeitverkiirzun-
gen schadeten der Wirtschaft, wurde durch die Entwicklung selbst wider-
legt. Auch das Argument der Arbeitgeber, kiirzere Arbeitszeiten bedeu-
teten einfach mehr Uberstunden, erwies sich als unhaltbar, Wie das Sta-
tistische Bundesamt nachwics, geht auch die Zahl der tatsichlich geleisteten
Arbeitsstunden der Industriearbeiter im Zuge tariflicher Arbeitszeitverkiir-
zungen zuriids.

Trotz kiirzerer Arbeitszeit nimmt die Produktivitit nachweisbar zu.
Wihrend die Zahl der Beschiftigten von 1955 bis 1968 um etwa 53 Pro-
zent stieg, erhthte sich die industrielle Produktion im gleichen Zeitraum
um das Doppelte.



2. Héhere !,Bhﬁe und Gehdilter

Der Anteil der Arbeitnehmer am Ertrag der Wirtschaft mufl erhdhe
werden, der Lebensstandard ihrer Familien steigen.

Minner und Frauen miissen auch im Arbeitsleben gleichberechtigt sein.
Fiir gleichwertige Titigkeit ist gleiches Arbeitsentgelt zu zahlen,

Betriebliche Sozi:lleistungen sind durch Tarifvertrag oder Gesetz zu
sichern.

Alle Arbeitnehmer miissen ein 13, Monatseinkommen erhalten.

;Das Einkommen entscheidet lber den Lebensstandard

" Tarifvertrige sind die Grundlage, auf der sich Leistungszulagen, Akkord-
und Primieaverdienste, Schichtzuschlige und Uberstundenentgelie auf-
bauen., Deshalb ist dic gewerkschaftliche Tarifarbeit so wichtig. Denn der
~gerechte Anteil® am volkswirtschaftlichen Ertrag, im Akuonsprogramm
verbindlich als gewerkschaftliche Aufgabe gefordert, ist natiirfich immer
noch ein Ergebnis des gesellschaftlichen Krifteverhiltnisses,

Welche uriflichen Verbesserungen von den Gewerkschaften erstritten
wurden, zeige die folgende Ubersicht. In den dort angegebenen Tariflohn-
erholumgen sind {ibrigens auch dic Verbesserungen auf Grund der verkiirz-
ten Arbeitszeit enthalten. Deshalb liegen dle Angestelltengehilter immer
S0 haben sich die Tariflohn- und Gehaltsneuabschliisse —- emschheﬁllch der
Arbeitszeitverkiirzungen — im Bundugebxet und Westberlin von 1955

bis 1968 entwickelt: °
1955 bekamen I.l Mill Arbextcr 78 Pmlent
° _ 3,3 Mill. Angestellte 7,6 Prozent
1956 beksmen 9,5 Mill, Arbeiter 9,1 Prozent
2,1 Mill, Angestelite §-?)Prcun:
1957 bekamen :3,5 Mill. Acheiter $;/'Proent
2,6 Mill. Angenelice - 6,8 Prozent
1958 beksmen 9,6 Mill. Arbaicer ' 6,8 Pronens
5,3 Prozent 5

2,5 Mill. Angescelice

%
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1959 bekamen 10,3 Mill. Arbeiter 6,4 Prozent
2,4 Mill. Angesellte 6,1 Prozent
1960 bekatnen 11,1 Mill. Arbeiter 8,2 Prozent
2,7 Mill. Angestellte 9,5 Prozent
1961 bekamen 14,1 Mill. Arbeiter 9,1 Prozent
4,2 Mill. Angestellte 8,5 Prozent
1962 bekamen 11,9 Mill. Arbeiter 8,3 Prozent

3,4 Mill, Angestellte
. 1963 bekamen 10,8 Mill. Arbeiter

7,3 Prozent
5,8 Prozent

4,0 Mill. Angestellte 5,5 Prozent

1964 bekamen 7,2 Mill, Arbeiter 7,1 Prozeat

2,4 Mill. Angestellte 6,6 Prozent

1965 bekamen 8,5 Mill. Arbeiter 7,9 Prozent

3,5 Mill. Angestellte 7,7 Prozent

B 1966 bekamen 10,4 Mill. Arbeiter 6,1 Prozent
3,9 Mill. Angestellte 6,1 Prozent

1967 bekamen 3,9 Mill. Arbeiter 3,2 Prozent

1,5 Mill. Angestellte 3,5 Prozent

1968 bekamen 10,8 Mill. Arbeiter
5,0 Mill. Angestellte

mehr Lolm bzw. Gehale, -

Im Jahre 1968 betrug das durchschnittliche Bruttoeinkommen aus un-
selbstindiger Arbeit DM 1020,—. Begreiflich, daf in jedem zweiten Arbeit-
néhmerhaushalt mindestens noch ein weiteres Familienmitglied arbeiten
mufl. Nur mithsam erreichen viele Familien jenen Lebensstandard, auf den
heute, bei unserer wirtschaftlichen Leistungskraft, jeder Anspruch hat.

Immer noch gibt es Schwierigkeiten, eine leistungsgerechte Entlohnung,
besonders in den unteren Lohngruppen, in denen Frauen uberwxegen, durch«
zuserzen. .

Das 13. Monatsgel' alt konnte bisher.im wesentlichen nur im Uffenthchen
Dienst und in der Kautschukindustrie Hamburgs, Niedersachsers und Hes-
sens, hier durch eine Jahresleistungsprimie, tarifvertraglich verankert wer-
den,

4,2 Prozent
4,1 Prozent

S
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3. Bessere Vermégensverteilung

Die Benachteiligung der Arbeitmehmer bei der Vermogensbxldung ist zu
beseitigen.

Diesem Ziel miissen die Wirtschafts-, Finanz-, Steuer- und Sozialpolitik
entsprechen.

Die Gewerkschaften werden ihre tarifpolitiscien M0g11d1kc1tcn zur bes-
seren Vcrmogcnsbxldung nutzen.

War hat, dem wird gegeben

Nach dem Kriege ist in der Bundesrepublik ein gewaltiges Vermdgen
geschaffen worden." Dal daran dic Arbeitnehmer entscheidenden Anteil
hatten, versteht sich von selbst, Allerdings hat es sich nicht von selbst ver-
standen, dafl die Arbeitnehmer an dem von ihnen mitgeschaffenen Ver-
mdgen auch entsprechend beteiligt wurden, Von dem gesamten Produktiv-
vermdgen befinden sich vielmehr 70 %s in den Hinden einer kleinen Gruppe
von Besitzenden, die nur 1,7%s der Haushalte ausmachen. So kann
es nicht verwundern, dafl sich bis heute wieder eine Schicht von Vermdgens-
milliondren etabliert hat. Im Jahre 1966 verfiigten 15 404 dieser privilegier-
ten Reichen {iber 49,4 Mrd. DM steuerpflichtiges Vermégen — umgerechnet
iiber 42%/s des gesamten steuerpflichtigen Vermogens, Allein 22 Personen
konnten jede fiir sich {iber 100 Mio. DM dieses Vermdgens auf ihrem Koato
verbuchen, Jeder dieser 22 Reichen verdiente — bei nur 5%siger. Verzin-
sung — im Du itt somit allein aus dem Besitzeinkommen pro Jahr
: so viel, wie rund 17000 Arbeitnehmer mit einem ]nhraemkommen von
12000,— DM zusammengenommen.

Diese massive Vermogenskonzentration in den Hinden einer kleinen
Gruppe ist das Ergebnis des Wirtschaftssystems und der geltenden Eigen-
tumsordnung der Bundesrepublik. Vermégen wird hierzulande nach dem
Motto verteilt: ,Wer hat, dem m\gd gegeben.®

m-mm

In der Vergangenheit wurde der skandalseen deun; nur

mit einem einzigen Mittel zu Leibe geriickt: mit der SparfSrderung. Das
“

Ergebnis mufite deprimierend sein. Weder hat sich etwas an der cinseitigen
Vermdgensverteilung geiindert, noch haben die Arbeitnehmer Verm&gen
in ijhrer Hand bilden kénnen.

Dieses Ergebnis war zu erwarten. Kein Unternchmer ist durch Fleil und
Enthaltsamkeit — also durch Sparen — reich geworden. Die moderne
Nationalskonomie hat vielmehr eindeutig die Quellen unternehmerischen
Reichtums aufgedeckt: Insbesondere in Zeiten des Konjunkturaufschwungs
heizen die Unternehmer ihre Investitionstitigkeit an und finanzieren diese
Investitionen tiber Kreditschopfung mit der Folge, dafl die Preise steigen
und somit letztlich die Verbraucher die Vermdgen zu bezahlen haben, die
nach unserem Eigentumsrecht alleine den Unternehmern zufallen. Diesem
teuflischen Kreis kann der Arbeitnehmer allein durch Sparen gar nicht ent-
rinnen, selbst wenn er dazu willens und in der Lage wiire. Gerade diese
Sparfihigkeit ist aber bei dem gegenwiirtigen Stand der Arbeitnehmerein-
kommen lingst noch nicht gegeben, die zum Teil sicherlich die Anschaffung
hoherwertiger . Gebrauchsgegenstinde erméglichen, aber keineswegs zur
Bildung von dauerhaftem Vermogen ausreichen, Gerade aber darum muf}
die Vermogenspolitik bemiiht sein, langfristige Vermdgen in Arbeitnehmer-
hand zu bilden und ihn am Produktivvermdgen zu beteiligen.

.Der DGB hat daher vorgesd'llagen, Ersparnisbildung und Vermégens-
bild tchst scharf voneinander zu tr Um die Ersparnisbildung
zd fordern, werden staathche Forderungsmaﬂnzhmcn sinnvoll und auch
notwendig sein. Allerdings miissen sie in Zukunft vor allem den Beziehern
kleinerer und mittlerer Einkommen zuflieflen und diirfen nicht — wie in
der Vergangenheit geschehen — den Beziehern hiherer Einkommen in be-
sonderer Weise zugute kommen.

Durch aktive Lohn- und Gehaltspolitik mufl die Sparfihiglreit des ein-
zelnen weiter erhtht werden, Dazu werden die Gewerkschaften beitragen.

Um die ungerechte Vermigensverteilung zu dndern, mufl jedoch mehr
geschehen. Die Gewerkschaften werden verstirkt auf die tariflichen Ab-
schliisse iiber vermogenswirksame Leistungen dringen. Dabei wird anzu-
streben sein, dal diese Leistungen vom Arbeitgeber zusitzlich zum Baclohn
gewihrt werden. Investivishne werden allerdings die Verteilungssituation
auch nur sehr bedingt und nur unter ganz bestimmten Voraussctzungen

. verindern. Daher streben die Gewerkschaften eine direkce Betciligung der

Arbeitnelimer an den Unternchmensgewinnen an, nicht auf betrieblicher,
“sondern auf iiberbetrieblicher Basis, damit niemand leer ausgeht-(weil er
etwa in einem Krankenhaus oder in der sffentlichen Verwaltung beschiftige
ist, die beide keine Gewinne abwerfen). Hier ist der Gesetzgeber aufgerufen,
die Voraussetzungen fiir ein solches System der iiberbetrieblichen Ertrags-

beteiligung zu schaffen. -
Der Glmz;cbcr mufl aber noch ein ubnga tun, Um die nachhaltige

“Verm3 ation bei Reichen zu verhindern, ist eine

“ 13



Anderung des Systems bei der Erbschaft- und Vermogensteuer auf Grof-
vermdgen durchzufiihren.

Diese Mafinahmen zusammengenommen stellen die ,grofie Losung® fiir
die Vermogenspolitik dar.

Die Anderung der Verm&gensverteilung zugunsten der Arbeitnehmer isc
cine der grofien gesellschafespolitischen Aufgaben unserer Zeit. Nur durch
Mitbestimmung und Vermogensbildung ldfit sich eine gerechte, soziale und
daher glaubwiirdige Ordnung erreichen und erhalven.

2
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4. Léngerer Urlaub und Urlaubsgeld

Ein jihrlicher Erholungsurlaub von mindestens vier Wochen soll die
Gesundheit sichern.

Arbeitnehmer unter 20 Jahren und diber 35 Jahre brauchen 5 Wochen,
iiber 50 Jahre 6 Wochen Urlaub.

Allen mufl ein zusitzliches Urlaubsgeld gezahlt werden.

Der Weg iet weit

Schon das Aktionsprogramm von 1955 forderte lingeren Urlaub und ein
zusitzliches Urlaubsgeld. In den Jahren darauf wurde vieles erreicht.

Ende 1968 szh die tarifvertraglich vereinbarte Urlaubsdaucr 5o aus:

Utrlaubsdauer Arbeiter Angestellte
in vH der Tarifvertrige
Grundurlaub
15 Tage 50 40
16 Tage : 10 8
17 Tage 8 10
18 Tage 25 32
20 Tage' 2 2
21 Tage und mehr 5 8
= Endurlaub
18, Tage 8 3
19 Tage . 1
20 Tage 7 2 2
,21 Tage 2 38
22Tage 10 8
23 Tage 8 7
. e 24 Tage 42 51
25 Tage 5 7
a 26 Tage 5 7
27 Tage 4 3
28 Tage und mehr « 3 3
£ B
x’\b‘ 4 “w



Es ist also noch ein weiter Weg zum Mindesturlaub von vier Wochen fiir
alle, und von fiinf oder sechs Wochen fiir bestimmte Altersgruppen, Die
gewerkschaftliche Forderung, den Urlaub nur nach dem Lebensalter zu
staffeln, hat sich weitgehend durchgesetzt. In verschiedenen Industrieberei-
chen wurde tariflich festgelegt — wenn auch zum Teil erst in Stufenrege-
lungen —, dafl der arbeitsfreie Samstag nicht mehr auf den Urlaub ange-
rechnet wird.

Ein tarifvertraglich gesichertes Urlaubsgeld konnte bisher fiir 7,5 Mill.
Arbeitnehmer vercinbart werden. Es betrigt im Durchschnitt 25 Prozent
des Monatseinkommens.

5. Gesicherte Arbeltsplatze

Rationalisierung und Automation sollen der Verbesserung der Arbeits-
und Lebensbedingungen dienen. Wer seinen Arbeitsplatz verliert, muf eine
andere angemessene Arbeitsméglichkeit erhalten.

Er hat Anspruch auf Hilfe, um sich in eine neue Titigkeit cinzuarbeiten.
Erworbene Anspriiche sind zu sichern, Lohn- und Gehaltseinbuflen zu ver-
meiden, Alteren Arbeitnehmern ist ein erweiterter Kiindigungsschutz zu
gewihren,

Betriebliche und iiberbetriebliche Pline sind aufzustellen, um notwendige
Anpassungsmafinahmen zu treffen,

Alle Entscheidungen miissen gemeinsam mit den Becriebsriiten, Personal-
riten und Gewerkschaften beschlossen werden.

Gesetzgeber und chicrm{g miissen nachteilige Folgen der Rationalisie-
rung und Automation rechszeitig abwenden.

Die Vollbeschiftigung ist zu sichern.

Automatton nicht aul Kosten der Arbeltnehmer

Gewerkschafter sind-keine Maschinenstiirmer. Sie wissen, da8 Rationali-
sierung und Automation notwendig sind, um die Wettbewerbsfzhigkeit der
deutschen Wirtschaft zu steigern, die Produktionsleistung stindig zu ver-
bessern und Engpiisse auf dem Arbeitsmarkt zu beheben.

Der technische Foruchritt revolutioniert die Produktionsmethoden. Es
gibt immer wisder Umachichtungen im Wirtschafusgefiige: Titigkeitsmerk-
male indern udl. alte Berufe sterben aus, neue entstehen. Die Verlagerung
von Industrien in andere Gebiete, ja, sogar der Niedergang ganzer Indu-
striexweige, lassen sich nicht vermeiden.

Es komme darauf an, megative soziale Folgen dieses gewaltigen Um-
rozesses rechtzeitig zu erkennen und abzufangen durch:

a) bct.rubhdn Mitbestimmung,
B) tarifvertragliche Vereinbarungen,



o)

¢) ¢ine planvolle staatliche Arbeitsmarkzpolitik,

d) moderne Berufsausbildung und '-fo’rtbildung, die eine hohere berufliche
Mobilitit ermdgliche.

Zu jedem betrieblichen Investitionsplan gehort ein Sozialplan, der g genau
festlegt, wie die Weiterbeschiftigung von Arbeitskriften, die durch Ratio-
nalisierung und Automation freigesetzt werden, gesichert wird und wie ihre
crworbenen Rechte und Anspriiche erhalten bleiben. Das alles 8t sich nur
in enger Zusammenarbeit mit den Betriehs- und Personalriten und den iim
Betrieb vertretenen Gewerkschaften erreichen.

Der tiefgreifende Strukturwandel verlangt aber noch nach anderen
Steuerungsinstrumenten, nach sktiver Arbeitsmarkepolitik und einer zen-
tralen Arbeitsmarke- und Berufsforschung, damit die Gegenmafinabmen
auf gesicerten Erkenntnissen fuen und somic wirksam sind. Schon im
Friihstadiuta solcher Enthddungen muf sich der Staat einschalten, um
soziale Hirten, wie'sie in den Vereinigten Staaten gang und gabe smd zu
vermeiden. %

Und Jt.de,, dessen Arbeltsplatz gefihrder ist, h:u: An.sprud1 auf staatliche
Hilfe bei Fortbildung oder Umschulung! Freigesetzten Arbeitskrifren miis-
sen angepafite Arbeitsplitze und ein zusitzlicher arbeits-
rechilicher Sch utz geschaffen werden. Auf keinen Fall diirfen Men-
scher nach einem langen Arbeitsleben in schlechter bezahlte Titigkeiten
abgeschoben werden, was ja nicht nur ihr gegenwirtiges Emkommen, son-
dern auch die: Altersrente schmilern wiirde.

Wenn betriebliche, tanfvertrzghd:e und staadliche MaBnahmen verntinftig

in¢inandergreifen, dann kérnen Automatxon und Rationalisierung allen
Vorteile bringen.,

Gcwcrks&afupohtudm, volkmmdaafﬂxd:c und sozialpolitische Ge-
sichtspunkte’ dieser ‘Arc miissen unbedmgten Vorrang vor rein betriebs-
wirtschaftlichen gen R

Eben’ destialb hat der Bundmg naeh Vorschla;en der Gewerkschaften
den Kﬁndngungudmtz fif dltere Arbeitnchmer verbessert und neue, wirk-
.safere MaBnahmen"zur-Fortbildung usid Umxd:ulun; ermdgliche, die aller-
dings immer noch, niche, wie e bei einer be sein miifice,
aus Scousrmictels, sondern, sus, Arbymub-«beizﬂun finansiert werden.
: Exmgc Gcwerhdnften konm:en bereits Aummmouublzommu (Ratio-

g in Fofrii von 'l'arilnm'!'m d-rd-etun

DIC“‘I‘. 22 hale
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8. Arbeit chne Gefahr

Dis Sicherheit am Arbeitsplatz mufl erhsht werden.

Gesundheitsschutz und Unfallverhu:ung gehdren zu den wicktigsten
betrieblichen Aufgaben.

In Mittel- und Groflbetrieben sind hauptamtliche Sld‘lerheitsingenicure

" einzusetzen.. .

Durch Gesetz miissen die Betnebe verpflichter werden, den werksirze-
lichen Dienst uszubauer:

“Maschinen und Anlagen haben den Sicherheits- und Schutzvorschriften
zu entspredien

Gewerbeaufsxcht, Tedmxsdxcr Aufsichtsdienst der Berufsgenossenschaften

“und Arbcmtsschutzgesetze sind weiter auszubauen.

s

mmmmmmm'
Fast 5000 Menschen verlieren é(ahr fiir Jahr duréh einen Unfall am
Asbeitsplacz ihr Leben, Uber 200 sterben an den Folgen einer Berufs-

krankheit. Mehr als 2000 Arbeitnchmer finden auf dem Weg von und zur
Arbeitsst¥tte den Tod. Insgesamt werden jihrlich rund 2,8 Millionen Ar-

_ beitsunfille registriersy Mehr als 100 000_davon smd mnttelschwere und

schwere Unfille. .

Arbeitssicherheit und Guu.ndheltndutz im Betrieb sind nach heutigem
Recht Sache des Arbeitgebess und der von ihm beauftragten Fithrungs-
kr¥fre. Nur sie haben dne Machtmittel, die notwendigen Schutzmafnzhmen

durchzusetzen. Betriebsriten und Sicherheitsbeauftragten steht ein Mit-
vxrku-p aber kun Mitbestimmungsrecht zu. Geschiiftsleitungen unter-
alle Anstrengungen, die Produktivitic zu steigern.
wird hiufig vernachlissigt.

Bgibt llnpt nicht genug sachkundige Sicherheitsbéaufrragee. Die wemg-
seom vou thaen werden grindlich geschule. Wir brauchen dringend ein Ge-
sz, des ln Unternshmer der Mittel- und GroBbetriche verpflichter, alle

tvonelien, Vi fir die Sicherheit am Arbeitsplatz zu schaffen.

F
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Der werksirztliche Dienst liegt im argen. 1966 standen den mehr als
25 Millionen Arbeitnehmern in der Bundesrepublik nur 469 hauptberuf-
liche und 573 nebenberufliche Werksirzte zur Verfiigung! Die Arbeics-
medizin ist ein stark vernachlissigter Zweig der irztlichen Wissenschaft.
Verschleifierkrankungen sind zum grofien Teil das Ergebnis von Einfliissen,
die aus Arbextsbedmgungen und Arbeitsumgebung herriihren. Die Forde-
rung der Arbeitsmedizin in Forschung und Lehre und die Anwendung ihrer
Erkenntnisse im betrieblichen Alltag sind dringend geboten. Eine umfassende
gesetzliche Regelung des werksanthénen Dienstes darf nicht langer hinaus-
geschoben werden.

Gewerbeaufsichtsbehdrden und Berufsgenossensd:aftcn miissen, um ihre
Aufgaben zu erfiillen, mehr Mitarbeiter als bisher beschiftigen. Denn
beide sind nicht mehr in der Lage, ihre Beratungs- und Uberwachungsauf-
gaben wirklich so zu erfiillen, wie das Gesetz es von ihnen verlangt.

Das bffentliche Interesse an der Unfallverhutung ist — dank intensiver
gewerkschaftlicher Aufk.lzrungsarbcnt — in den letzten ]ahren grofier ge-
worden. Die Bundesregierung ist heute verpflichter, ]nhrhd'n einen Unfall-
verhiitungsbericht vorzulegen. Das ist gut. Doch warum finder die Dis-
kussion iiber den Stand der Arbeiusicherheit immer noch hinter verschlos-
senen Tiren statt?

Die heutigen Unfallziffern sind keine zwangsliufigen Folgen der tech-

nischen Entwicklung. Wenn alle am Kampf gegen Unfall- und Gesundheits-
gefahren beteiligt werden, wenn 8er Gesetzgeber alles Nétige tut, dann
werden wir viel menschliches Leid verhindern und grofle volkswirtschaft-
liche Schiden vermeciden. Die Arbeitssicherheit muf zum selbstverstind-
lichen Bestandteil jeder Ausbildung werden.
‘ DuMud:inemdld\:etqelaz, das am 1. 12. 1968 in Kraft trat, eefiille im
wesentlichen, wa Gewerkschaften vom Gesetsgaber verlangton. ‘Sie
kmnmf;'nkdmﬁanmdedbmlw
sverivm fiic Arbeic Soallordnung dekpgun. dor die Anwendung dxe-
0 Gesetzes Siberwadhe.

7. GroBere soziale Sicherheit

Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf den Schutz der Sozialversicherung.
Die Lohnfortzahlung im Xrankheitsfall fiir mindestens 6 Wochen ist
gesetzlich zu regeln.

Bei lingerer Krankheit miissen Arbeu:er und Angestellte durch Tarif-
vertrag vor Einkommensverlusten geschiitzt werden.

Die vorbeugende Gesundheitsfiirsorge ist auszub:men

Der Mutterschutz ist zu erweitern, ) )

Das Arbeitsl id soll mindestens-zwei Drittel des letzten Acbeits-
einkommens betugen. ’

Das gleiche gllt fiir Kurzarbeit,

Die Altersrente soll mindestens drei V'ertcl des erreichten Arbeitsein-
kommens betragen. -

‘Die allgemeine Altersgrenze ist scufenweise auf 60 Jahre herabzusetzen.
- Wer ¢iné die Gesundheit gefihrdende Titigkeit ausiibt oder wegen seines
Alters keine angermessene Arbeir mehr findet, hat Anspruch auf vorzeitige
Rente, -

Der sotisle Wohnungsbau muB stirker gefordert werden.

, Ein besserer Mieterschutz ist-unerlifllich. .

. Gooundheltssshutz neck ismer nickt vorblidiich v

dwuduu Gawerkschafuen heben erreicht, daf alle Arbextnchmet -
von der Hohe ihres Einkommens — Pflichemitglieder der Ren-~

mﬂm
ton- wnd Atb-nloonvm wurden. Das gleiche wollen sie in der
Koanhsuversicharusg ervoichen.

“wﬂnlﬁtm,&mmd:hmund nur noch fiir Angestelite
poltande Varsichacungspllichrgrenze stufenweise zu beseitigen:
.fﬁtmatﬂmp&.Dod:dxe soziale Siche-
som dor 7. Krankl an bleibt weiterhin ¢in Problem. Dic

dor: Krsitkonversishoruag von diesera htpunkt ad wurden

)

wotiolar Johwe 1965 orkiihnr da jedoch die Leiscng grgzenze der



Krankenversicherung nicht dynamisch den steigenden Lohnen und Gehil-
tern angepafit wird, ist zu befiirchten, dafl das Krankengeld nach der 7. Wo-
che unzureichend ist, wenn die letzte Erhéhung der Beitrags- und Leistungs-
bemessungsgrenze schon lingere Zeit zuriickliegt. Die Gewerkschaften for-
dern daher neue Hochstgrenzen in der Krankenversicherung, die denen der
Rentenversicherung entsprechen.

Die Gewerkschaften streben Tarifvertrige an, die Arbeitgeberzuschiisse
bei lingerer Krankheitsdauer sichern. Ziel ist cine materielle Leistung fiir
den Erkrankten, die genau dem entgangenen Nettoverdienst entspricht,

Im Offendlichen Dienst bestehen bereits entsprechende Teilvereinbarun-
gen, auch Unfallverletzee sind heute besser gesichert. Arbeitgeberzuschiisse
waren bereits zu einer Zeit tariflich verankert, in der die Arbeiter wihrend
der ersten sechs Krankheitswochen noch hochst ungeniigend gesichert waren.

Die Gewerkschaften dringen auf je eine kostenlose irztliche und zahn-
drztliche Vorsorgeuntersuchung im Jahr,

Sie fordern eine bessere Gesundheitsﬁ.ifsorgc, denn dic Behandlung im

Friihstadium hilft schwerere Gesundh gungen verhindern und trigt
zu einer allgemeinen Verbesserung der Volksgesundheit bei. Die Kur- und
Erhol inrichtungen der R versicherungstriiger sollen ausgebaut

B
o werden.

Auvferdem miissen die Menschen iiber Gesundheitsfragen griindlicher
aufgeklirt werden, Fiir diese dringende Aufgable sind staatliche Mittel be-
reitzustellen, '

Einige Verbesser die der Bundestag 1965 einfiihrte, haben nur

wenige der gewerkachaftlichen Forderungen erfiillc, Zwar wurde die kosten-
lose Vorsorgeuntersuchung eingefithrt, die unzulingliche Subfutzfrist von .
€ Wochen vor der Niederkunft aber nicht verlingert, Auch den dringend
notwendigen Sonderurlaub von-18 Monaten fiir Miitter nach der Entbin-
dung gibe es noch nichs, Osterreich hat auf diesem Gebiet wesentlich vor-
bildlichere Gesetze. ) .

rungsleistungen! So senk sich der Lebensstandard des Arbeicslosen drastisch,
denn Mieten und sonstige Lebenshaltungskosten bleiben ja gleich.

In Zeiten wirtschafilicher Riickschlige kann solche Einkommensminde-
rung zu Schiden im gesamten Wirtschaftsgefiige fiihren.

Das Arbeitslosen- und Kurzarbeitsgeld muf deshalb mindestens zwei
Drittel des vorher erreichten Bruttoeinkommens betragen.

Alersgranze nach Wunsch

Wer nach vierzig Jahren Arbeit Rentner wird, muff hiufig mit weniger
als der Hilfte seines scitherigen Einkommens rechnen, Der DGB fordert
eine Anhebung der Renten auf 75 Prozent des erreichten Arbeirseinkom-
mens und eine entsprechende Regelung bei Frithinvaliditit, Nach dem
DGB-Grundsatzprogramm soll sich die Rente aus einer Grundsicherung
und einer Beitragsrente zusammensetzen. Die Grundsicherung oder Sockel-
rente miifite vom Staat aufgebracht werden. Das ist kein unbilliges Ver-
langen in einem sozialen Rechtsstaat, Die Altersgrenze der Rentenversiche-
rung, derzeit bei 65 Jahren, soll im Rah cines Stufenplanes auf 60 Jahre
herabgesetzt werden. Schon heute zeigt die besonders hohe Quote von
Frithinvalidivic in der Altersgruppe zwischen 69 und 65 Jahren, rie viele in
diesem Alter den Anforderungen der Technik und Arbeitsorganisation von
heute nervlich und kérperlich nicht mehr gewachsen sind. Der erste Schritt
zu dieser Regelung sollte die Wahlfreiheir der Altersgrenze fiir iber Sech-
zigjihrige sein. )

Und dann konnen die einschrinkenden Bestimmungen fiir den Bezug
des vorgezogenen Altersruhegeldes (ein Jahr Arbeitslosigkeit) beseitigt oder
zumindest erleichtert werden. Bei gesundheitsgefihrdender Titigkeic ist
eine besondere, noch niedrigere Altersgrenze nitig,

< Die Miston nicht dem Meriki iberiasson

Seit der Aufhebung der Mictpreisbindung in ‘den sogenannten weiflen
Kreisen sind die Wohnungsmieten erschreckend gestiegen, Es gibt, entgegen
offiriellen Behauptungen, keineswegs geniigend Wohnungen. Nichfrage
und Angebot sind nodh lingst nicht auegependelt. Es kain den arbeitenden
Maonschan wirklich niche zugemuter werden, die Folgen .einer verfehlten
Wohoungs- und Missenpolitik zu finanxieren. Das stastliche Wohngeld ist
waprakeisch uad waibersidichich geregelt. Die Bundesregicrung mu8 die
Wobsungemissen i tragheren Grenzen halten: durch Bereitstellung Sffent-
lidwe Misel, die emergische Forderung des sozialen Wohnungsbaus und

A pon gogen den Wucher mit Grundstiickspeeisen. Die jetzigen Mie-
shmpninoori pgan sind ungeniigead: ist es doch mdglich, den Mieter
dusdh #berhtihes Forderungen aus ssiner Wohnung herauszudriicken.



8. Mehr Mitbestimmung

Mitbestimmung der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, im Betrieh, im
Unternehmen und in der gesamten Wirtschaft muf die politische Demo-
kratie erginzen. T

Betriebsriite und Personalrite miissen bsi allen wirtschaftlichen, sozialen
und personellen Entscheidungen mitbestimmen. - .

Die Rechte der Gewerkschaften in Betrieben und Verwaltungen sind zu
erweitern. : L

Alle GroBunternchmen miissen Arbeitsdirektoren und parivitisch be-
setzte Aufichtsorgane erhalten.

In allen technisch selbstindigen Werksgruppen und Betriebsabteilungen
dieser Groflunternehmen sind Beiriite und Direktoren zu bilden, die der
Mitbestimmung entsprechen. :

,,Olwn Gleichberschtigung keine verirausnevolie Zusammenerbeit
.. Selten hat ein grundlegendes Gesetzeswerk von Anfang an so viel leiden-
?;?;thd:m Widerspruch ausgelost, wic das Betriebsverfassungsgesetz von

Die verniinftige Nevordnung unserer Gesellschaft, nach dem Krieg
%0 viclen Mmmd;m uf d:;nsrtrecke geblieben. Die beherr.
unverindert wiederhergestellt.: Zwar beschwrt  dieses Gu:;t den Geist
ciner vertravensvollen Zusimmenarbeic zwischen Arbeingeber wad Be-

rac uad Gewarkacheften deutlich machen. Staat dec m.z.g.. :
Midbaimcstor. Dl vechosd

T ORI,

An wichtigen wirtschaftlichen Entscheidungen, die maglicherweise Nach-
teile fiir die Arbeitnehmer zur Folge haben, ist der Betriebsrat stirker als
bisher zu beteiligen. Alle noch bestehenden Einschrinkungen seiner Mit-
wirkung bei Anderungen des Betricbszwecks, der Einfithrung neuer Ar-
beitsmethoden usw. miissen entfallen.

Weicht der Unternehmer ohne zwingenden Grund von eier Einigung
ab, soll er verpflichtet sein, den Arbeitnehmern alle Nachreile zu erseczen.
Das schlieBt selbstverstindlich Kiindigungsabfindungen ein.

Die Bestimmungen tiber dic Freistellung und Schulung von Betriebsrats-
mitgliedern sind wesentlich zu verbessern, Fiir die Arbeit der Jugendver-
tretung ist eine entscheidend verbesserte gesetzliche Grundlage zu schaffen.

Die Jugendvertreter sollen vor allem in die Lage versetzt werden, ihre
Angelegenheiten selbst zu regeln. Dies macht es aber notwendig, dafl den
gewihiten Jugendvertretern der gleiche Kiindigungsschutz gewihrt wird,
wie den Mitgliedern der Betriebs- und Personalrite. Um die enge Verbin-
dung zwischen Betricbs- und Personalriten und den Jugendvertrerungen
auch nach auflen zu dokumentieren und um den Jugendlichen Kenntnis von
den Vorgingen in ihren Betriebs- und Personaltiten zu vermitteln, muf}
mindestens ein Mitglied der Jugendvertretung zu allen Betriebs- und Per-
sonalratssitzungen mit beratender Stimme hinzugezogen werden. Werden
Beschliisse gefaflt, die iiberwiegend Angelegenheiten der jugendlichen Ar-
beitnehmer betreffen, mul die Jugendvertretung mitentscheiden kénnen.
Es erscheint notwendig, die Jugend frithzeitig mit verantwortungsvollen
Aufgaben zu betrauen; deshalb mufl die Jugendvertretung eigene Sitzun-
gen und Sprechstunden wie auch Jugendversammlungen durchfithren kén-
nen, Soweit Gesamtbetriebsriite bzw. im Sffentlichen Dienst Gesamt- und
Stufen-Personalvertretungen bestehien, sollten auch Gesamt. bzw, Stufen-
Jugendvertretungen errichtet werden kinnen, :

In den Vorstiinden sind die Eigentlimer oder deren Besuftragie
nach wie vor unter sich -

Das geltende Betricbsvorfassungsgesetz gesteht den Arbeitnchmern nur
ein Driceel der Aufsichtsratssitze zu. Diese Minderheitsbeteiligung bedeu-
tet — im Gegemsatz zu frilher — wenigstens besser'e Informationen. Einfluf
auf das Gescheben in Unternelimen habe:: die Arbeitnehmer dagegen kaum.

" ;Desm: Rrecens kSanen ihre Vertreter immer und iiberall von den Anteils-
cignern fberstimmt werden. Zweitens kinnen ‘die Arbeitnehmer in die
drej- bis n Aufsichtsrite — und das st die grofie Mehrzahl —

nwr ige delegieren. i
Wo Betrisberst und Gewerkachaft eng zusammenarbeiten, ist der Einfluf
der-Asheienchwer stark. Betriebliche Vertreter ohne diesen Riickhalt kiin-
n4n wanlg bewirken. -Dena schlieflich sind sie abhingig Beschiiftigte. Eine
»

©



ausgewogene Mischung von betrieblichen und auflerbetrieblichen Arbeit-
nehmervertretern ist deshalb unerlifilich. Denn es geht uns in erster Linie
darum, alle Entscheidungen mitzubestimmen, die wirtschaftliche, technische
und soziale Folgen haben. Wo die Entscheidungen fallen, mufl die Mitbe-
stimmung zum Zuge kommen, Das ist heute, in einer Zeit schneller tech-
nischer Umwilzungen und zunehmender Automation, lebenswichtig! .

Politische Demokratie — das ist erst die halbe Sache!

Auch wirtschaftliche Unfreiheit muf beseitigt werden, Denn sie gefihrder
unsere demokratische Ordnung. Wir brauchen die erweiterte Mitbestim-
mung.

Wie sie ausschen soll, das hat der DGB in seinem Entwurf eines Mithe-
stimmungsgesetzes fiir Groflunternehmen und Groffkonzerne konkret ge~
sagt.

Die qualifizierte Mitbestimmung, die in der Montanindustrie schon seic
1952 gilt, soll auf GroBunternehmen ausgedehnt werden, die Kapitalgessli-
schaften sind, und fiir die mindestens zwei dieser drei Merkmale zutreffen:
mindestens 2000 Beschiftigte, cine Jahresbilanz von 150 Millionen DM und
ein Grundkapital von 75 Millionea DM. :

Aufsichtsrite dieser Unternchmen sollen je zur Hilfte mit Vertretern der
Anteilscigier und der Arbeitnehmer besetzt sein. Hinzu kime ein neutrales
Mirglied. Als gleichberechtigtes Vorstandsmitglied soll ein Arbeitsdirektor
durch die Arbeitnehmerseite bestellt werden.

Uberall in der Welt kimpfen heute arbeitende Menschen um stirkeren
Einflufl auf Entscheidungen, die ihr Dasein betreffen.

Die demokratische Umgestaltung unseres Arbeits- und Wirtschafeslebens
ist zur zentralen Aufgabe moderner Gewerksdhaften in der zweiten Hilfte
des 20, Jahrhunderts geworden. Lingst stehen die deutschen Gewerkschaf-
ten dabei nicht mehr allein,

Denn immer mehr Menschen erkennen, dag es nicht geniigt, sich mit den
Folgen von Beschliissen auseinanderzusetzen, die von anderen diktiert wer-
den. Man will sein Schicksal mitbesti — will beteiligt sein, wo iiber
das cigene Woh! und Wehe entschieden wird. :

Der Widerstand gegen jenes lingst iiberholte Wertbild wichst, in dem der

“Atbeitsplatz Eigentum des privaten oder staatlichen Arbeitgebers ist, und
dor Mensch, der dor; arbeitet, cine ‘Art Betriebsmiteel.

9. Gleiche Bildungschancen

In allen Bundeslindern ist die Schulpfliche auf zehn Jahre auszudehnen.
Uberall ist die vollausgebaute zehnklassige Schule einzurichten.
Lernmittel- und Schulgeldfreiheit ist aligemein einzufiihren.

Das Hochschulstudium mufl gebithrenfrei sein und durch ausreichende
Stipendien erleichtert werden.

Die Erwachsenenbildung ist stirker zu fordern.

Der zweite, berufsbezogene Bildungsweg ist auszubauen.

Ein zusiitzlich bezahlter Bildungsurlaub ist einzufiihren.

Der alte Lehrpian stimmt nicht mehr

Demokratie im Bildungswesen — eine Grundforderung des Deutschen
Gewerkschaftsbundes. Zuletzt wies der 8. Ordentliche DGB-Bundeskongref
mehrfach auf die Notwendigkeit hin, die Bildungspolitik der kommenden
Jahrzehnte verbindlich zu planen. Das ist die Aufgabe der Parlamente und
Kultusministerien. Aktuelle gesetzliche Mafnahmen kimen in der Planung
befristeten UbergangslSsungen gleich.

Der vom 8. Ordentlichen BundeskongreB angenommene Initiativantrag
Nr. 16 erfat die Prinzipien einer Bildungsreform, die der Demokratie und
dem technischen Fortschritt gerecht werden:

‘a) Integration,

b) Differenzierung,

¢} demokratische Struktur,

d) demokratische Lern- und Lehrprozesse.

Integration bedeuter: Gleichwertigkeit und Durchlissigkeit der einzelnen
Bildungswege. Differenzierung heifit: Ein vielfiltiges Angebot individueli
angepafiter Bildungs- und Ausbildungsmoglichkeiten. Es befihigt die Men-
schen, ihre berufliche und politische Existenz inmitten tiefgreifender tech-
nischer Eatwicklungen zu sichern. Demoksatische Struktur: Selbstbestim-
mung (Selbstverwaltung) bzw. angemessene Mitbestimmung der Lernenden
und Lehrenden in allen Bereichen des Bildungssystems. Und unter ,Demo-



kratisierung der Lern- und Lehrprozesse® verstehen wir die Beseitigung
autoritirer Lehrmethoden und der autoritiren Regelung von Studienzeiten,
Lehrplinen und Berufshildern.

Die Gesamuschule umfaBt in der Regel 12 Bildungsjahre, darunter min-
destens 10 Jahre Vollzeitschulpflicht. In die Gesamtschule soll die Sekundar-
Oberstufe cingegliedert werden, wobei die Trennung zwischen allgemein-
bildenden und berufsbildenden Schulen aufgehoben wird.

Die Gesamuschul-Oberstufe sollte die Studienreife oder eine erste beruf-
liche Qualifikation oder beides vermitteln. In dieser Gesameschule muR das
bisherige Ausleseprinzip, das die Ungleichheit der Bildungschancen ver-
ewigt, durch ein umfassendes Forderungsprinzip ersetzt werden. Die Ge-
samthochschule soll alle wirtschaftlichen Hochschulen, pidagogischen Hoch-
schulen, Ingenieurschulen und héheren Fachschulen umfassen. Die Studie-
renden missen die Méglichkeit haben, innerhalb der Gesamthochschule zu
verschiedenen Zeiten anerkannte berufsqualifizierende Abschliisse zu er-
werben, ohne im voraus festgelegt zu werden. Das Recht zum Ansdilufl-
und Weiterstudium ohne Zeitverlust mufl dabei jederzeit garantiert werden.

Weder Aufnahmepriifungen noch fehlende Studienplitze diirfen den
Ubergang von der einen in die nichsthihere Stufe erschweren.

Auch Erwachsene haben ein Recht auf Blidung

Unsere Demokratie ist auf denkende Biirger angewiesen, Deshalb steht
fiir uns die Erwachsenenbildung gleichrangig neben der Erziehung und
Ausbildung von Kindern und Jugendlichen.

Die bestehenden Bildungsinstitutionen wiren jedoch iiberfordert, wenn
man ihnen alles abverlangre, was notig ist, Nicht jeder Erwachsene, der sich
fortbilden méchre, hat Zeit oder Gelegenheit dazu, das Angebot von Fort-
bildungseinrichtungen wahrzunehmen. Aber die technischen Bildungs-
medien wie Funk und Fernsehen sind ausbaufihig! Auch Fernunterricht
und Fernstudium verwirklichen das Recht auf lebenslange Bildung., Wir
miissen sie als vollwertige Elemente der Erwachsenenbildung anerkennen.
Das Fernlehrwesen in der Bundesrepublik ist heute noch ein »Markt chne

Markeordnung®, weil es aus privater Initiative entstand. Das darf nicht

mehr so bleiben. Eine gesetzliche Marktordnung ist dringend.

Mit der Zahl der Bildungswilligen ist auch das Anselien der Erwach
bildung gewidchsen. Aber immer noch hindern zeitliche oder finanzielle
Schwierigkeiten viele daran, etwas fiir -ihre Weiterbildung. zu tun.;Hier
kann nur ein Gesetz iiber den bezahlten, zusammenhingenden Bildungs-
urlaub nach den Grundsitzen des DGB helfen, .

Bund, Linder und Gemeinden haben die Picht, die Erwachsesienbildung
zu férdern und gesetzlich zu sichern. H

Das P tiir die } den Jahre

Bildungsinvestitionen dienen der Menschenwiirde, unserer demokrati-
schen Ordnung und ihrer freiheitlichen Entwicklung. Unsere Bildungs-
einrichtungen — vom pidagogisch betreuten Kindergarten bis zur Hoch-
schule — brauchen in den kommenden Jahren zusitzliche Mittel. Die bis-
herigen Haushaltsansitze bei Bund, Lindern und Gemeinden reichen fiir
den notwendigen Ausbau nicht. Die Verwendung zusitzlicher Gelder muf}
in enger Zusammenarbeit der Bildungsinstitutionen, der Finanzverwaltung
und der Raumplanung sinnvoll geplant werden.

Notwendige Schritte zu einer auf Gesamtschule und Gesamthochschule
ausgerichteten Bildungsreform:

— sofortige gesetzliche Einfihrung der Férderstufe in allen Bundeskindern
und Ausbau der Hauptschule als Kernstiick einer zukiinftigen Gesame-
schule;

— organisatorische und fachliche Zusammenarbeit der Hauptschule (Volks-
schul-Oberstufe), der Realschule, des Gymnasiums und der Berufsfach-
schule;

- gegenseitiger Austausch von Lehrern und gemeinsame Benutzung von
Schuleinrichtungen, organisatorische Zusammenfassung und Integra-
tion der Hauptschule, Realschule, des Gymnasiums und der Berufsfach-
schule;

— Anerkennung des qualifizierten Abschlusses der 10. Klasse in allen be-
stehenden Schulformen als dem Abschluf} der Realschule gleichwertig;

— Abstimmung zwischen der berufsbegleitenden Pflichtschule und der
Gesamtschule im Rahmen der weiterfithrenden Berufsausbildung;

— Forderung der Einrichtung von Ganztagsschulen;

— weiterer Ausbau der wissenschaftlichen Ausbildung fiir alle Lehrer;

— Schaffung von pidagogischen Abteilungen an Universititen;

— Beseitigung des Lehrermangels;

— Einrichtung von Schulversuchen mit Gesamtschulen entsprechend der
Empfehlung des Deutschen Bildungsrates.

+ drich-Ebert-Stiftung
Friedri Bibliothek



10. Bessere Berufsausbildung

Schon in der Schule mufl der junge Mensch auf die Arbeitswelt vorberei-
tet werden,

Die Berufsberatung ist zu modernisieren.
Ein unabhingiges Berufsforschungsinstituc ist einzurichten.

Jeder soll eine breite Grundausbildung erhalten, die es thm ermdgliche,
sich der raschen technischen Entwickleng anzupassen.

Ein zweiter Berufsschultag ist {iberall einzufiihren.

Ein Bundesgesetz mufl die Berufsausbildung einheitlich regeln und ver-
bessern.

Die Mitbestimmung der Gewerkschaften bei der Berufsaushildung ist zu
sichern.

Schule und Beruf

Der Ubergang von der Schule in die Arbeitswelt muB reibungslos von-
statten gehen, Berufsbezogener Schulunterricht wird eine zukunftssichere
Berufswahl erleichtern, bei der die Eignung des Jugendlichen genauso be-
ritcksichtige wird, wie die béruflichen Chancen.

Bei dieser Vorbereitung arbeitet die Schule Hand in Hand mit der Be-
rufsbera.tung. Ein einmaliges Gesprich mit dem Berufsberater reicht in der
Rege[ nicht aus, um dem Jugendlichen ein genaues Bild der Arbeitswelt zu
vermitteln. Und auch spiiter im Arbeitsleben hat die Berufsberatung Ju-
gendliche und Erwachsene in Fragen der Umschulung und Fortbildung
sadmls_u;:dxg‘zu beraten. Fiir diese Aufgaben ist sie personell und finanziell
ZU starxen,

Eine griindliche Durchleuchtung der Berufsentwicklung, eine moglichst
genaue Vorausschitzung des Bedarfs an Arbeitskriften — das sind Auf-
gaben eines unabhingigen Berufsforschungsinstituts, von dem die Berufs-
beratung rechezeitig Orientierungsdaten erhilr. Ein erster Schritt zu diesem
Institut wurde durch Initiative der DGB-Vertreter in der Bundesanstalt
fiir Arbeit bereits verwirklicht:

Seit 1967 ist in Erlangen das Institut fir Arbeitsmarke- und Berufsfor-
schung der Bundesanstalt fiir Arbeic titig. Und das Arbeitsforderungs-
gesetz vom Sommer 1969 hat die Notwendigkeit einer Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung gesetzlich verankert.

Soviel ist deutlich: auch im Bereich der beruflichen Bildung gehe es niche
mehr ohne wissenschaftliche Forschung. Das neue Berufsbildungsgesetz sieht,
wie die Gewerkschaften es vorschlagen, ein Bundesinstitut fiir Berufs-
bildungsforschung vor. Zu seinen Aufgaben miissen gehdren: die Grundlage
der beruflichen Bildung zu kliren, Inhalte und Ziele der beruflichen Bildung
zu ermitteln, Ausbildungsordnungen vorzubereiten, didaktische und me-
thodische Lehr- und Lernmittel zu erarbeiten, und die Anpassung der be-
ruflichen Bildung an die technische, wirtschaftliche und geselischaftliche
Entwicklung vorzubereiten.

Ausbildungssystem mit Mingeln

Schon 1921 forderte die Reichsschulkonferenz wenigstens acht Stunden
Berufsschulunterricht in der Woche. Jetzt, Jahrzehnte spiter, wird dieses
Minimum in den meisten Bundeslindern immer noch nicht erreiche. Die
Berufsschule, fiir drei Vierrel aller Biirger in der Regel letzte Bildungsstitte,
ist das Stiefkind der deutschen Bildungspolitik. Dabei sind ihre Aufgaben
gewachsen, Zu einer sachgerechten Berufsausbildung gehoren mathemari-
sche und naturwissenschaftliche Fiicher, der fachlich-theoretische Bereich
einschlieBlich Arbeitssicherheit, eine berufsbezogene Fremdsprache und
gesellschaftspolitischer Unterricht. Selbstverstindlich diicfen Kultur und
Sport nicht ausgeklammert werden. Ein Berufsschulunterricht, der das alles
einschliefit, kann gar nicht weniger als zwdlf Unterrichtsstunden davern.

Schon 1949 verlangte der DGB ein einheitliches Berufsausbildungsgesetz.
Zehn Jahre spiter stellten die Gewerkschaften einen Gesetzentwurf zur
Diskussion. 1962 forderte der Bundestag einstimmig die Bundesregierung
auf, bis zum 1. Februar des folgenden Jahres einen Geserzentwurf vorzu-
legen, Im Jahre 1969 wurde vom Bundestag ein Berufsbildungsgesetz ver-
abschiedet. Dieses Gesetz erfiille jedoch wichtige Forderungen der Gewerk-
schaften und der Bildungspolitiker nicht, Einzelbereiche der Berufsausbil-
dung werden nach wie vor ,ausgeklemmert®. Die ordnungsrechtliche und
fachliche Regelung der handwerklichen Berufsausbildung bleibt Bestandteil
der Handwerksordnung, Das einheitliche und umfassende Berufshildungs-
gesetz ist also noch immer nicht da! Die Berufsschulen wurden wegen der
Kulturhoheit der Linder ausgenommen, Wesentliche Mingel des derzeiri-
gen zweigleisigen Ausbildungssystems bleiben also bestehen.

Das Berufsbildungsgesetz geht aufierdem an der Notwendigkeit ciner
vollen und gleichberechtigten Mitbestimmung der Arbeitnehmer in allen

Fragen der beruflichen Bildung vorbei. Unter diesen Voraussetzungen ist
die Zuordnung zu den Handwerkskammern denkbar unbefriedigend. Den
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Beschlufigremien fehlen wichtige Entscheidungsmiglichkeiten, insbesondere
im personellen und finanziellen Bereich. Eine Beauftragung der Bundes-
anstalt fiir Arbeit mit diesen Aufgaben, die ja bereits fiir die Berufsaufkli-
rung, die Berufsberatung und die Férderung der Fortbildung und Um-
schulung zustindig ist, wire sachgerechter und besser. Hier hat sich die
parititische Zusammenarbeit aller Beteiligten seit Jahrzehnten bestens be-
wihrt, :

Die Gewerkschaften verlangen energisch Beteiligung, Mitbestimmung
und Mitverantwortung in der beruflichen Bildung! Allein die Zusammen-
arbeit aller sichert unsere Zukunft!

Auch das gehore, genau wie das Recht des einzelnen auf eine zeitgemifle
und zukunftssichere Ausbildung, zu einem verbesserten Berufsbildungs-
gesetz,

— Ein cinheitliches Berufsbildungsgeserz,

— Die Ausbildung der Ausbilder.

— Eine gemeinsame Finanzierung der Berufsausbildung, )

~ Die Anerkennung der Berufsausbildung als &ffentliche Aufgabe mit
einer gleichberechtigten Mitbestimmung der Arbeitnehmer.

Das sind Ziele unseres Aktionsprogramms.

&)



	Inhaltsverzeichnis
	Wozu brauchen wir ein Aktionsprogramm?
	Die Forderungen des Aktionsprogramms von 1969
	1. Kürzere Arbeitszeit
	2. Höhere Löhne und Gehälter
	3. Bessere Vermögensverteilung
	4. Längerer Urlaub und Urlaubsgeld
	5. Gesicherte Arbeitsplätze
	6. Arbeit ohne Gefahr
	7. Größere soziale Sicherheit
	8. Mehr Mitbestimmung
	9. gleiche Bildungschancen
	10. Bessere Berufsausbildung

